Max Mustermann
A 565
Bonn



Bezirksregierung Köln, Dezernat 25
Zeughausstraße 2-10
50667 Köln


Betreff: Einwendung zum Planfeststellungsverfahen Ausbau der A565 zw. AS Bonn-Endenich und AK Bonn-Nord

Sehr geehrte Damen und Herren,
Als betroffene Personen, Mitglieder des Bonner Stadtrates und als Teil der Öffentlichkeit, die durch den geplanten Ausbau der A565 negativ betroffen wird möchten wir unsere Einwende im Planfeststellungsverfahren zum Ausdruck bringen.

Erläuterung und Forderung:
Ab Ende 2023 soll der “Tausendfüßler“, das Verbindungsstück zwischen Kreuz Bonn-Nord und der Anschlussstelle Bonn-Endenich erneuert werden. Dies ist notwendig, weil das Bauwerk im Jahr 2022 seine Restnutzungsdauer – man könnte sagen sein statisches Haltbarkeitsdatum – erreicht.
Während der Tausendfüßler heute je 2 Fahrspuren in beide Richtungen hat, wird der vorgeschlagene Neubau mit jeweils 3 Fahrspuren und einem Standstreifen die doppelte Breite einnehmen. Dieses Projekt, das vom Bund beauftragt und vom Land ausgeführt wird, hat vielfältige negative Folgen für die Gesundheit der Bonner*innen, unser Stadtklima und die Treibhausgasemissionen. Es ist mit den Zielen der Verkehrswende (Verlagerung des Personentransports von PKW auf öffentliche Verkehrsmittel und Warentransport vom LKW auf die Schiene) nicht in Einklang zu bringen. Ganz im Gegenteil, es macht den umweltschädlichen motorisierten Individualverkehr durch Kapazitätssteigerung und Beschleunigung attraktiver. Die Planung wirkt zudem wie aus der Zeit gefallen, da noch nicht einmal ein Radschnellweg eingeplant wurde. Es steht in unversöhnlichem Gegensatz zu den Klimaschutzzielen der Stadt Bonn und dem durch breite Mehrheit des Stadtrates ausgerufenen Klimanotstand.

Nach den neueren Richtlinien für Abwasserbehandlung wird Regenwasser nicht mehr wie bislang in den Rheindorfer Bach geleitet sondern in oberflächlichen Regenwasserbehandlungsanlagen neben dem Bauwerk gereinigt und versickert. Während dies vom Prinzip her richtig ist, verbraucht die Planung Fläche, die in Bonn knapp ist. Bislang begrünte Böschungen werden durch Spundwände ersetzt, Grünflächen werden zu Regenwasserbehandlungsanlagen umgebaut, das Tierheim muss Flächen abgeben, für die das Land als verantwortlicher Bauträger bislang keinen Ersatz anbietet.

Das Projekt wird in seiner aktuellen Planung vielen Ansprüchen nicht gerecht. Es hat unabsehbare negative Folgen für das Stadtklima. Es wirkt der Verkehrswende entgegen und unterstützt den emissionsintensiven motorisierten Individualverkehr. Wir fordern darum eine Neuplanung ohne zusätzliche dritte Fahrspur und parallele Planung einer Radroute entlang des Tausendfüßlers und einen darauf folgenden Neustart des Planfeststellungsverfahrens.



Einwendungen und Betroffenheit:

Fehlende Zeit für politische Beratung
Die Pläne für den Ausbau der A565 lagen von 10.09.2020 bis 9.10.2020 im Stadthaus und online aus. Vor diesem Datum waren sie der Stadtverwaltung und den gewählten Vertretern in Stadtrat und Bezirksvertretungen nicht zugänglich. Einwendungen des Stadtrates im Planfeststellungsverfahren sind bis zum 31.12.2020 möglich. Durch die Kommunalwahl am 13.09.2020 hatte der alte Stadtrat nicht die Möglichkeit sich inhaltlich mit den Plänen zu befassen. Der neue Stadtrat konstituiert sich erst am 5.11.2020. Es bleibt keine Zeit zu einer detaillierten inhaltlichen Diskussion in Ausschüssen. Nur diese Ausschussarbeit erlaubt die zwingend notwendigen Rücksprachemöglichkeiten der Stadtverordneten mit den Fachangestellten der Stadtverwaltung. Die vom Land gewählte Zeitlinie für das Planfeststellungsverfahren verhindert dementsprechend die Einbindung des gewählten Stadtrates der Stadt Bonn. Dies wird unserem Beteiligungs- und Demokratieverständnis nicht gerecht und betrifft somit die Grundrechte alle Bonner Wähler*innen.

Veraltete Bedarfsplanung
Der Bundesverkehrswegeplan, der den Ausbau der A565 beinhaltet, wurde zuletzt 2016 beschlossen. Seitdem haben sich Rahmenbedingungen geändert. Die Corona-Pandemie hat tiefgreifende Änderungen im Arbeitsleben verursacht bzw. beschleunigt, insbesondere eine verstärkte Verlagerung der Arbeitszeit in die eigene Wohnung. Dies ist insbesondere in Bonn, einer Stadt mit hohem Anteil an Büroarbeitsplätzen, relevant. Große Bonner Unternehmen wie die Telekom haben während der Pandemie gute Erfahrungen mit “home office” gemacht und kündigten an, es zukünftig verstärkt zu nutzen (Quelle am Textende). Viele Arbeitnehmer werden zukünftig häufiger home office-Regelungen nutzen. In der Bundespolitik wird ein “Recht auf home office” diskutiert. Diese geänderten Rahmenbedingungen wecken Zweifel an der dem Ausbau zugrunde liegenden Feststellung wachsender Bedarfe. Wie wird sichergestellt, dass die Bedarfsanalyse, zukünftige Entwicklungen des Arbeitslebens berücksichtigt? Fehlerhafte Bedarfsanalysen betreffen uns und alle Bonner*innen, die über ihre Steueraufkommen den auf 300 Mio € geschätzten, geplanten A565 Ausbau mitfinanzieren und unter den negativen Folgen des Projektes leiden.

Mehr Straßen - mehr Verkehr - mehr Emissionen
Eine Ausweitung der Kapazität der Verkehrswege erzielt theoretisch eine Beschleunigung des Verkehrs. Dies erscheint erstrebenswert aus Sicht des Reisenden. Häufig wird aber z.B. bei Pendlern bei der Wohnortauswahl nicht von einer Distanz zum Arbeitsplatz, sondern von einer Reisezeit zum Arbeitsplatz ausgegangen. Der Ausbau der A565 und die geplante Erhöhung der maximal zulässigen Geschwindigkeit erweitern dementsprechend den attraktiven Wohnradius um etwaige Arbeitsplätze. Mehr zurückgelegte PKW-Kilometer sind gleichbedeutend mit mehr Verkehr. Dieser Zusammenhang ist wissenschaftlich nachgewiesen und wird als das fundamentale Gesetz der Straßenüberlastung bezeichnet (Taylor & Duranton, 2009). Insbesondere vor dem Hintergrund einer gewünschten Energie- und Mobilitätswende, deren Grundlage auch Energieeinsparung sein muss, ist dies nicht zielführend. Insofern ist der A565-Ausbau eine selbsterfüllende Prophezeiung, und wird bei fraglichem tatsächlichem Bedarf mehr Individualverkehr und damit erhöhte Belastung für Anwohner*innen, durch Lärm sowie Luftschadstoffe verursachen.

Unvereinbarkeit mit Klimaschutzzielen
Seit dem letzten Beschluss des Bundesverkehrswegeplans wurde vom Bundestag die Klimaneutralität Deutschlands bis spätestens 2050 beschlossen. Ist der Ausbau der A565 mit diesem Ziel vereinbar? Können wir auf die Herausforderungen unserer Zeit mit der alten Antwort “Wachstum” (der Infrastruktur) reagieren? Wie ist bei der Projektplanung sichergestellt, dass die beabsichtigte Investitionssumme bei der Verbesserung des öffentlichen Personenverkehrs und der Förderung lokaler und regionaler Wirtschafts- und Warenkreisläufe (kurze Distanzen) nicht effektvoller eingesetzt wäre? Die Klimakrise, die durch den A565 Ausbau verstärkt wird, betrifft die Gesundheit, den Wohlstand und die Sicherheit von uns und allen Bonner*innen.
Die Stadt und Region haben und werden auch zukünftig Projekte des öffentlichen Personenverkehrs vorantreiben. Öffentliche Gelder sollten vorrangig in solche Projekte mit großem öffentlichem Nutzen fließen, die neben dem Ermöglichen von Mobilität auch den Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen sichern.

Unabsehbare Auswirkungen auf das Stadtklima
Die Stadt Bonn hat in den letzten Jahren insbesondere in dem Verbundvorhaben ZURES  (Zukunftsorientierte Vulnerabilitäts- und Risikoanalysen als Instrument zur Förderung der Resilienz von Städten und urbanen Infrastrukturen) Instrumente für die Berücksichtigung von Stadtklimafolgen bei der Stadtplanung entwickelt. Die Stadtklimakarten zeigen im Bereich der A565 eine bedeutsame Luftschneise in das Stadtzentrum, welches im Sommer eine Hitzeinsel ist. Durch fehlende Modellierungen ist die Stärke der negativen Effekte des neuen Bauwerks, z.B. der hohen Lärmschutzwänden, nicht abzusehen. Zunehmende Hitze am Tag und ausbleibende Abkühlung in der Nacht stellen eine starke gesundheitliche Betroffenheit für uns und alle Bonner*innen dar, die im Stadtzentrum wohnen oder dieses im Sommer besuchen.

Flächenkonflikt
Bonn ist eine dicht besiedelte Stadt. Die Projektplanung sieht eine Behandlung und Versickerung der Abwässer in unmittelbarer Nähe der Autobahn vor. Hierfür sollen auf einem Teil des Lenné-Parks und an weiteren Standorten Abwasserbehandlungsanlagen errichtet werden. Abwässer von kommunalen und Bundesstraßen in Bonn werden ansonsten in die allgemeine städtische Kanalisation eingeleitet und zentral gereinigt. Zentral gereinigtes Wasser könnte auch in unterirdischen Versickerungsanlagen, unter dem Tausendfüßler versickert werden, so dass die Grundwasserneubildungsrate nicht beeinflußt wird. Dies verursacht gegebenenfalls erhöhte Kosten, verringert aber den Flächenbedarf. Bei der Planung werden dem Tierheim Albert Schweitzer Flächen abgenommen. Vonseiten des Landes, das die Federführung bei der Planung innehat wurden dem Tierheim bislang keine alternativen Flächen angeboten. Das Wegfallen öffentlicher Park- und Freiflächen betrifft uns und alle Bonner*innen, die diese gerne nutzen möchten. Eine Reduzierung der Möglichkeiten des Tierheims Albert Schweitzer betrifft neben den untergebrachten Tieren alle Bonner*innen, die von einem funktionierenden Tierheim profitieren.
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Mit freundlichen Grüßen
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